tazzthema

Weltﬂl-.IChtI i ngStag die verlagsseiten der taz

Die elgenen
Ressourcen
starken

Rund die Halfte der geflichteten Menschen
weltweit sind Frauen. Viele fliehen vor
geschlechtsspezifischer Gewalt.

Dieser Gefahr sind Frauen besonders auch
auf der Flucht ausgesetzt

Von Cordula Rode

Hadiya kennt ihr Heimatland
nur im Krieg. Als sie 1994 zur
Welt kam, hatte Somalia bereits
keine funktionierende Regie-
rung mehr. Der Biirgerkrieg be-
stimmte ihr Leben und das ihrer
Familie im Stidwesten des Lan-
des. Als ihr Mann starb, wusste
sie nicht mehr, wie sie ihre bei-
den kleinen So6hne erndhren
sollte, und wiahlte als letzten
Ausweg die Flucht ins Ausland.

Doch iiber die Zeit im Auf-
fanglager in Libyen und die
weitere Flucht uber Italien bis
nach Deutschland spricht sie
nicht. Die Angst vor Vergewal-
tigung und Zwangsprostitu-
tion war auf allen Stationen
der Flucht ihr stindiger Beglei-
ter. Dass die radikale Genitalbe-
schneidung, bei derihrals 7-Jah-
rige alle dufieren Genitalen ent-
fernt und sie bis auf eine kleine
Offnung zugendht wurde, in Eu-
ropa als grausame Form von Ge-
walt gilt, wusste sie nicht — fur
sie war das ,,normal“ Heute ist
sie froh, Sohne zu haben, denen
eine Genitalverstimmelunger-
spart bleiben wird. Vor den Ge-
burten wurde Hadiya aufge-
schnitten, danach aufs Neue zu-
gendht. Chronische Schmerzen
gehoren seither zuihrem Alltag.

Fir die Sonderbeauftrag-
ten fiir geschlechtsspezifische
Verfolgung beim Bundesamt
fir Migration und Fliichtlinge
(Bamf) sind solche Berichte

nichts Ungewohnliches. Eigens
geschulte Mitarbeiter:innen sol-
len gezielt nach solchen Gewalt-
taten fragen, weil die Frauen
selbst sie oft nicht erwdhnen -
aus Scham oder eben weil sie
das grausame Prozedere, wie
Hadiya, fiir normal halten. Viele
der Frauen, die zur Anhorung
zum Bamf kommen, haben die
rechtlose Position in einer patri-
archalischen Gesellschaftlangst
verinnerlicht.

Frauen sind von Krisen und
Gewalt oft auf eine andere
Art betroffen als Manner. Ge-
schlechtsspezifische  Flucht-
grinde sind beispielsweise Ver-
gewaltigung, Zwangsehe, dro-
hende genitale Verstimmelung,
Ehrenmord. Neben Gewalter-
fahrungen im hauslichen Um-
feld gibt es noch eine weitere ex-
treme Gefahr fir Frauen in Kri-
sen- und Kriegsgebieten: die
sexualisierte Kriegsgewalt.

In patriarchalen Gesellschaf-
ten dienen systematische Ver-
gewaltigungen von Frauen und
Maidchen im Kriegsfall der De-
miitigung des Gegners — er
wird gleichsam erniedrigt, weil
er ,seine“ Frauen nicht schiit-
zen kann. Die taktische Gewalt
zielt darauf ab, den Gegner zu
zermirben, oder dient in man-
chen Féllen der ethnischen Ver-
treibung, wie beispielsweise in
den199oerJahreninderKriegs-
dynamik im westlichen Balkan.
Moglichkeiten fiir die Opfer, sol-
che Traumata zu verarbeiten,
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»GRENZERFAHRUNGEN«
ZUM BESTELLEN!

Fiir ukrainische Kriegsfliichtlinge stehen gegenwartig die Grenzen
offen. Asylsuchenden aus anderen Regionen der Welt begegnen die
EU-Staaten seit Jahren mit massiver Abwehr und Gewalt.

Bestellen Sie die Ausstellung (16 Einzelplakate A1) und die Begleit-
broschiire (16-seitig, A3) »Grenzerfahrungen - Wie Europa gegen
Schutzsuchende aufriistet«. Weitere Infos direkt unter: proasyl.de/
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Gefliichtete Frauen in Bangui, Zentralafrikanische Republik — am 20. Juni ist der Weltfliichtlingstag Foto: Jerome Delay/ AP Photo/picture alliance

gibt es in ihrer Heimat meist
nicht; in vielen Lindern sind
die Frauen durch die Gewalter-
fahrung stigmatisiert, gelten als
schmutzig und als unliebsame
Erinnerungen an den Krieg.
Die Flucht als letzter Ausweg
fihrt in vielen Fillen die Spi-
rale der Gewalt fort. Die meis-
ten Frauen sind allein mitihren
Kindern unterwegs. Gewaltta-
tige Schlepper, sexualisierte Ge-

Sexualisierte Uber-
griffe waren im
griechischen Lager
Moria an der
Tagesordnung

walt durch fliichtende Manner,
Grenzbeamte und -soldaten,
Menschenhandel und Zwangs-
prostitution — die Angst bleibt
der stindige Begleiter. Und sie
verldsst viele Frauen auch nach
geglickter Flucht nicht. Auch
in Flichtlingslagern ist sexua-
lisierte Gewalt keine Seltenheit.

Cornelia Grothe ist Geschafts-
fihrerin der Frauenrechtsorga-
nisation Amica, die internatio-
nal tatigist und mit Partnerorga-
nisationen die Lebenssituation
der Frauen in den jeweiligen
Landern stirkt, unter anderem
im Libanon. In diesem Land, in
dem Frauenrechte durch patri-
archalische Normvorstellungen
und unterschiedliche Personen-
standgesetze unterdriickt wer-
den, sind gerade auch gefliich-
tete Frauen betroffen. , Im Liba-
non leben sehr viele Menschen,
die aus Syrien geflohen sind‘ er-
lautert Grothe.

Diese Frauen seien extrem
bedroht: Da es keine offiziel-
len Fliichtlingscamps gibt, ver-
pachten viele Einheimische ihre
Landereien, um darauf private
Auffanglager zu errichten. ,In
diesem Kontext kann es zum
sogenannten Survival Sex kom-
men’ so Grothe., Die Frauen be-
zahlen mit ihrem Korper fur

diese zweifelhafte Zuflucht.”
Sehr oft sind Kinder mit im
Spiel, sodass den Frauen kaum
eine andere Wahl bleibt.
Uberfillte Lager und Un-
terkiinfte, Leben auf engstem
Raum, traumatisierte Men-

schen —unter diesen Bedingun-
gen ist es schwer, Frauen und
Maidchen vor Gewalt zu schiit-
zen. Das gilt auch fir Fliicht-
lingslager in Europa. Sexuali-
sierte Ubergriffe waren im grie-
chischen Lager Moria an der
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Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt

Das Abkommen der Vereinten
Nationen aus dem Jahr 1951
Uber die Rechtsstellung der
Flichtlinge — als Genfer
Fliichtlingskonvention
bekannt - bildet bis heute die
Grundlage des internationalen
Rechts zum Schutz fur Fliichtlin-
ge. Geschlechtsspezifische
Fluchtgriinde werden darin
nicht beriicksichtigt. Deshalb
folgten seit den 1990er Jahren
erganzende Richtlinien.

In Deutschland wurde 2005 das
Zuwanderungsgesetz verab-
schiedet, das genderspezifi-
sche und nichtstaatliche
Verfolgung als Grund fiir eine
Schutzgewdhrung anerkennt.

.............................
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Das Bundesamt fiir Migration
und Fliichtlinge (Bamf) kann im
Asylverfahren Sonderbeauf-
tragte fur geschlechtsspezifi-
sche Verfolgung einsetzen.
2018 trat Deutschland dem
.Ubereinkommen des Europa-
rats zur Verhiitung und Bekéamp-
fung von Gewalt gegen Frauen
und hauslicher Gewalt" bei, der
sogenannten Istanbulkonven-
tion. Dieses volkerrechtlich
bindende Ubereinkommen dient
dem Schutz aller von ge-
schlechtsspezifischer Gewalt
betroffenen Personen, die sich
in Deutschland aufhalten. Es ist
nicht an Nationalitat oder
Aufenthaltsstatus geknlpft.

.............................

Tagesordnung. Und auch in Un-
terkiinften in Deutschland gibt
es immer wieder Berichte {iber
Gewalt an Frauen.

Viele Frauen, die nach
Deutschland gefliichtet sind,
haben geschlechtsspezifische
Gewalt erlebt. Neben trauma-
tischen Erfahrungen vor und
wahrend der Flucht kénnen
beispielsweise auch die aufent-
haltsrechtliche Lage, unsichere
Zukunftsperspektiven oder die
Unterbringungssituation  in
Sammelunterkiinften Traumata
potenziell verstirken und nega-
tive Auswirkungen auf die psy-
chosoziale Gesundheit haben.
Hinzu kommt, dass die Mog-
lichkeiten der Selbstbestim-
mung und Erfahrungen von
Selbstwirksamkeit fiir viele ge-
fliichtete Frauen hiufig einge-
schrankt sind.

Der Paritatische Wohlfahrts-
verband unterstiitzt gefliichtete
Frauen seit vielen Jahren. Bun-
desweit bieten seine Organisati-
onen psychosoziale und thera-
peutische Versorgung an und
fordern die Betroffenen durch
Beratung und Empowerment-
Arbeit. ,Das stabilisiert die ge-
fliichteten Frauen und unter-
stiitzt sie dabei, die eigenen
Ressourcen zu starken’, erldu-
tert Susann Thiel, Referentin fir
Flichtlingspolitik beim Paritati-
schen Gesamtverband.

Insbesondere der Zugang zur
medizinischen und zur psycho-
sozialen Versorgung sei fiir ge-
flichtete Menschen haufig
stark eingeschrankt: ,Es ist da-
her wichtig, dass alle Schutzsu-
chenden endlich den uneinge-
schrankten Zugang zur Gesund-
heitsversorgung erhalten und es
langfristig eine nachhaltige Fi-
nanzierung von stairkenden An-
geboten fiir diese Zielgruppe
gibt.“ Die Mitgliedsorganisati-
onen des Verbands versuchen,
vor Ort durch ihre Angebote
den Zugang zu Informationen
und zur Versorgung herzustel-
len. Das Ziel: ,Wir mochten den
gefliichteten Frauen durch un-
sere Arbeit das Gefiihl der Hilf-
losigkeit zu nehmen.”
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Perspektiven statt Diskriminierung

Mit der EU-Massenzustromrichtlinie werden Ukrainer:innen gegenulber anderen Geflichteten bevorzugt, sagt Martin Link vom
Flichtlingsrat Schleswig-Holstein. Der fliichtlingspolitische Kénigsweg"” waére es, die Regelung auf alle Schutzsuchenden anzuwenden

Interview Dierk Jensen

Der Fliichtlingsrat Schleswig-
Holstein e. V. ist ein gemeinniit-
ziger Zusammenschluss von In-
itiativen, Gruppen und Organi-
sationen sowie Einzelpersonen
der solidarischen Fliichtlings-
hilfe und Integrationsforde-
rung in Schleswig-Holstein. Die
taz sprach mit dessen Geschdifts-
fiihrer Martin Link tiber die ak-
tuelle Situation der Fliichtlinge.

taz: Der Krieg in der Ukraine
scheint kein schnelles Ende zu
finden. Welches sind aus Ihrer
Sicht derzeit die grofiten Her-
ausforderungen fiir die Auf-
nahme von Fliichtlingen aus
der Ukraine in Ihrem Bundes-
land?

Martin Link: Ukrainische
Gefliichtete haben von Anfang
an freie Wohnsitzwahl, Aufent-
haltserlaubnis, Sprachkurszu-
gang, Beschiftigungserlaubnis
erhalten und gegebenenfalls
auch vollstindige Sozialleis-
tungen. Mit der EU-Massenzu-
stromrichtlinie wurde so eine
rechtliche Ungleichbehandlung
zwischen europdischen und aus
anderen Kriegen Gefliichteten
etabliert. Asylsuchende aus Sy-
rien oder Athiopien empfinden
das als Diskriminierung. Ihnen
begegnet niemand mit einem
Fullhorn voller Integrations-
chancen. Es kommt jetzt dar-
auf an, iberkommene rechtli-
che Restriktionen abzubauen

und nach dem Vorbild des Um-
gangs mit den Ukrainer*innen
mehr Integrationschancen fir
alle Gefliichteten durchzuset-
zen.

Welchen Eindruck haben Sie
von der Bereitschaft der Bevol-
kerung, Fliichtlinge aus der Uk-
raine aufzunehmen?

Nach wunserer Erfahrung
ist die Aufnahmebereitschaft
grundsatzlich grof3. Wir erle-
ben aber auch, wenn beispiels-
weise offensichtlich wird, dass
auch afrikanische oder andere
Drittstaatler*innen aus der Uk-
raine gefliichtet sind, Hilfsan-
gebote weniger grof’ziigig er-
folgen. Die geltende rechtliche
Ungleichbehandlungleistet sol-
chem Rassismus Vorschub.

Denken Sie, dass die Fliicht-
lingsinitiativen, die unter Ih-
rem Dach operieren, derzeit
an ihre Belastungsgrenze ge-
raten?

Mit Blick auf die Versorgung
ukrainischer Gefliichteter errei-
chen uns solche Signale nicht.
Die besondere Herausforderung
fiir die Unterstiitzenden besteht
aberdarin,im Schatten des Krie-
ges in der Bevolkerung die To-
leranz gegeniber Gefliichteten
aus anderen Herkunftslandern
zubewahren und zu verhindern,
dass der Amtsschimmel ihnen
gegeniiber eine scharfere Gang-
art einlegt.

Oftistin den letzten Wochen
iiber Koordinierungsdefizite

gesprochen worden. Hitten Sie
sich aus Ihrer Position heraus,
eine bessere Kommunikation
und Koordination zwischen
Bund und Lindern gewiinscht?
Internationale Hilfs- und
Menschenrechtsorganisati-
onen, die Migrationswissen-
schaft, ja selbst die Weltbank
mahnen seit Jahren eine pro-
aktive Politik im Jahrhundert
der Migration an. Politik hier-
zulande aber glaubt allen ei-
genen Erfahrungen zum Trotz

Vom angeblichen
Scheitern der
Flichtlings-
aufnahme reden

nur diejenigen,

die selbst keine
Gefluchteten kennen

stoisch daran, dass flucht- oder
andere migrationsauslosende
Vorkommpnisse in der Welt mit
restriktiver Abschottung kon-
trolliert werden konnen und
hierzulande keinen Bedarf ge-
nerieren. Solange Bund und
Lander das Thema lediglich re-
aktiv behandeln und in der al-
leinigen Zustandigkeit der Ord-
nungs-, sprich der Innenpolitik
belassen, sind solche sich in der
akuten Bedarfslage offenbaren-

den Koordinierungsdefizite sys-
temimmanent. Ein Einwande-
rungsland braucht standig und
optimal untereinander und mit
der Zivilgesellschaft vernetzte
Einwanderungsministerien und
Fachinstitutionen in Bund und
Landern, in denen eine voraus-
schauende Einwanderungspoli-
tik — zu der auch die in dieser
Welt absehbaren Fluchtszena-
rien gehoren — kommuniziert,
geplant und unaufgeregt um-
gesetzt werden kann.

Die Ampelkoalition in Ber-
lin beabsichtigt, ein Gesetzes-
werk auf den Weg zu bringen,
dass das ,Bleiberecht fiir lang-
fristig Geduldete“ neu regeln
soll. Was erwarten Sie sich da-
von als jemand, der seit vielen
Jahren praktische Fliichtlings-
arbeit vor Ort leistet?

Der Gesetzentwurf fir das
sogenannte  Chancenaufent-
haltsrecht ist entweder kalku-
liert restriktiv oder einfach nur
weltfremd. Die Anforderungen
beispielsweise an Voraufent-
halt, Identitatsdokumente oder
Sprachkompetenz sind von zahl-
reichen Betroffenen nicht er-
fillbar. Damit wird kaum eine
signifikante Anzahl von Men-
schen aus der Duldung in ei-
nen robusten Daueraufenthalt
gelangen konnen. Wenn das Ge-
setz so bleibt, ist es eine Steilvor-
lage fiir eine ermessensnegative
Auslanderverwaltungspraxis.

Wie es sich aktuell darstellt,

hat nicht jedeR, der/die aus
der Ukraine fliichtet, auch ein
Bleiberecht in Deutschland
und in anderen Lindern der
EU. Es gilt nur fiir diejenigen,
die in der Ukraine , dauerhaft*
gelebt haben, nicht allerdings
fiir dortige Arbeitsmigranten
und Studenten aus Drittlin-
dern. Welche Probleme erge-
ben sich daraus fiir die prakti-
sche Fliichtlingsarbeit?

Derzeit wird unsere Bera-
tungsstelle von solchen Prob-
lemfallen zahlreich aufgesucht.
Die Betroffenen befiirchten
stante pede in die Drehtiir zum
Heimatland gezwungen zu wer-
den. Doch nicht wenige hatten
einst ihre Heimat in einer Be-
drohungslage verlassen mus-
sen. Hamburg und Bremen ha-
ben Weisungen herausgegeben,
die zumindest Studierenden
Moglichkeiten eroffnen, ihre
Ausbildung hierzulande fort-
zusetzen. Alle anderen werden
ins Asylverfahren gedriangt, in
dem aber allenfalls diejenigen
Chancen haben, die ein in ihrer
Heimat fortbestehendes Verfol-
gungsrisiko glaubhaft machen
koénnen.

Muss die EU mit ihrer Fliicht-
lingspolitik nicht nachjustie-
ren, um Ungerechtigkeiten
zwischen Fliichtlingen aus
verschiedenen Provenienzen
in Zukunft zu vermeiden?

Nichts leichterals das! Ein EU-
Beschluss, der alle Mitglieds-

staaten darauf verpflichtet, auf
alle Schutzsuchenden —egal wo-
her sie kommen - die Massen-
zustromrichtlinie = anzuwen-
den und ihnen den damit ver-
bundenen robusten Aufenthalt
und Integrationsforderung zu-
teilwerden zu lassen, wire der
flichtlingspolitische  Konigs-
weg. Ansonsten gilt: Freedom
of Choice und Bleiberecht fiir
alle Gefliichteten!

Betrachten Sie die deutsche
Gesellschaft mit der Integra-
tion von Fliichtlingen aus Af-
ghanistan, Somalia, Syrien
und jetzt der Ukraine als schon
iiberfordert an?

Nein. Die im Wesentlichen
vorherrschende Unaufgeregt-
heit, mit der die Gesellschaft
sowohl die 2015, als auch die
aktuell nach Deutschland Flie-
henden aufgenommen hat und
aufnimmt, belegt doch die gro-
flen Potenziale des Einwande-
rungslandes Deutschland. Schu-
len preisen die hohe Motivation
der neuen Schiiler*innen, Be-
triebe wollen aufihre gefliichte-
ten Mitarbeitenden keinesfalls
mehr verzichten, in Quartieren
fallt die hohe soziale Kompe-
tenz der neuen Nachbarn auf.
Vom angeblichen Scheitern der
Flichtlingsaufnahme reden re-
gelmafig nur diejenigen, die
selbst keine Gefliichteten ken-
nen oder die ihnen aus rassisti-
schen Griinden kein Miteinan-
der zugestehen wollen.

Vietnamesische Gefliichtete

suchen Schutz, Hong Kong 1989
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AUF SCHUTZ UND SIGHERHETRS

Weltweit sind Menschen auf der Flucht. Sie fliehen vor Krieg, religiéser Verfolgung oder Ubergriffen
aufgrund ihrer Herkunft. Niemand flieht freiwillig. Insbesondere Gefliichtete sind Menschenrechtsver-
letzungen oft schutzlos ausgeliefert. Die Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte sagt klar und deutlich:
Jeder Mensch hat das Recht, Asyl zu suchen. Zeige deine Menschlichkeit: Unterstiitze unsere Arbeit

Seenotretter_innen der luventa nehmen
Gefliichtete an Bord, Mittelmeer 2017

© Federico Sutera

fiir die Menschenrechte mit deiner Unterschrift, deinem Einsatz und deiner Spende.

Gefliichtete Rohingya
erreichen Bangladesch, 2020
© Fred DUFOUR / AFP

SETZDICHEIN FUR
DIE MENSCHENRECHTE  feida
AUF AMNESTY.DE

@\N ES7,

b

OpRI0

Hll

=] pid



	taz vom 18.6.2022
	36 weltflüchtlingstag
	37 weltflüchtlingstag


